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Michael Schäfersküpper 

Gefangene und Disziplinarmaßnahmen 

Strafä hnliche Sanktionen im Vollzug-Teil 3• 

E. Materielle Rechtmäßigkeit der Anordnung

VI 1. Entschließungsermessen 
1. Algemeines
Beim Entschließungsennessen geht es darum, ob die Voll­
zugsbehörde Disziplinarmaßnahmen anordnet. Ande·re
Maßnahmen können ausreichen, um die Ordnungsfunktion
von Disziplinarmaßnahmen zu erfüllen. [Zur Ordnungsfunk­
tion siehe den ersten TeildiesesAufsaues unter C 1 = FS 2022, 

341.] Andere Maßnahmen können z.B. Behandlungsmaßnah­
men sein Dazu gehören unter anderem Gespräche. pädago­
gische Maßnahmen und soziale Arbeit.' Die nachfolgenden
Ausführungen zum Entsch1ießunl',!lennessen sind nicht ab­
schließend.

2. Verwarnung
Die Vollzugsbehörde sieht von Disziplinarmaßnahmen ab,
wenn es genügt, die Gefangenen zu verwarnen. z Sowohl bei
der Verwarnung als auch beim Verweis1 wird faktisch ein be­
stimmtes Verhalten getadelt. Rechtlich ist der Verweis aber
bereits eine Disziplinarmaßnahme, die Verwarnung hing�
gen noch nicht.4 

Eine entsprechende Unterscheidung 6ndet sich auch im 
Beamtenrecht: Der beamtenrechtliche Verweis ist bereits 
eine Disziplinarmaßnahme (z.B. § 6 Abs. 1 S.1 des Landesdis­
ziplinargesetz.es Nordrhein-Westfalen - LOG NRW). Andere 
missbilligende Äußerungen sind hingegen noch keine Diszip­
linarmaßnahmen (z.B. § 6 Abs. 1 S. 2 LOG NRW). 

Die Verwarnung ist nicht formgebunden. In der Praxis 
wird sie grundsätzlich mündlich erteilt. Dabei müssen die 
Gefangenen eindeutig erkennen können, dass es sich bloß 
um eine Verwarnung und nicht schon um einen Verweis han­
delt. Auch das getadelte Verhalten muss eindeutig erkenrmar 
sein 

Sofern Vollzugsgesetze über keine ausdrückliche Rege­
lung verfügen. 5 ist eine Verwarnung gleichwool zulässig. Sie
stellt eine mildere Maßnahme gegenüber den an sich zulässi­
gen Disziplinarmaßnahmen dar. 

Gelegentlich lässt sich nicht hinreichend sicher feststel­
len, ob Gefangene ein Disziplinarvergehen begangen haben. 
Eine Verwarnung auf Verdacht ist dann unzulässig. Sie hat 
nicht die Funktion, solche Unsicherheiten auszugleichen. 

3, Einvernehmliche Streitbeilegung 
Um Disziplinarmaßnahmen zu mildem oder abzuwenden, 
kann die Vollzugsbehörde in geeigneten Fallen Vereinbarun­
gen zur einvernehmlichen Streitbeilegung mit den Gefange-
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nen treffen.' Mögliche Inhalte sind z.B.: 
• die Wiedergutmachung des Schadens,
• die Entschuldigung bei Geschädigten oder
• die Erbringung von Leistungen für die Gemeinschaft.
Eine Entschuldigung kann z.B. in Betracht kommen, wenn
die Beteiligten damit einverstanden sind

Sofern Voßzugsgesetze über keine ausdrückliche Re­
gelung verfügen, ist eine einvernehmliche Streitbeilegung 
gleichwohl zulässig. Sie stellt eine mildere Maßnahme gegen­
über den an sich zulässigen Disziplinarmaßnahmen dar. 

4. Verstoß gegen das Beschleunigungsgebot
Die Vollzugsbehörde darf Disziplinannaßnahmen weder an­
ordnen noch vollstrecken, wenn dies gegen das Beschleuni­
gungsgebot verstößt. Der notwendige zeitliche .ZUsammen­
hang zwischen Disziplinarvergehen und Sanktion ist dann
nicht mehr gewahrt. Dieser Zusammenhang ist wegen der
Ordnungsfunktion von Disziplinarmaßnahmen notwendig,
damit bei den Gefangenen ein Lerneffekt eintretenkann.'

Ob der zeitliche Zusammenhang zwischen Disziplinar­
vergehen und Sanktion noch ausreicht, richtet sich nach den 
Umständen des Einzelfalls. Jedenfalls bei einem l.eitraum 
von über einem Jahr ist dieser zeitliche Zusammenhang un­
terbrochen.• Allerding können z.B. in einfach gelagerten Fäl­
len auch kürzere l.eiträume zu einer Unterbrechung führen 1 

Die Untersuchungshaft ist rechtlich als relativ kurze 
Freiheitsentziehung angelegt (§ 121 StPO). Der notwendige 
zeitliche Zusammenhang zwischen Disziplinarvergehen und 
Sanktion wird daher mit lmapp drei Monaten und kürzer an­
gesetzt.10 

5. Parallele Straf- und Drdnungswidrigkeitenverfahren
a. Einfachgesetzlches Konkurrenzverhältnis
Die Vollzugsgesetze regeln ausdrücklich, dass Disziplinar­
maßnahmen auch zulässig sind, wenn wegen derselben Ver•
fehlung ein Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet wird .11 

Bußgelder werden wegen Ordnungswidrigkeiten verhängt.
Die Konkurrenzregelung zu Straf- und Bußgeldverfahren soD
im Sinne des Beschleunigungsgebots eine rasche Reaktion
auf Disziplinarvergehen ermöglichen.12
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Der historische Gesetzgeber des Bundes hatte die Vor­
stellung, Strafgerichte müssten vollzogene Disziplinarmaß. 
nahmen später bei der Strafzumessung berücksichtigen.11
Es gibt aber - soweit ersichtlich • keine veröffentlichten 
Entscheidungen, in denen eine solche Berücksichtigung 
tatsächlich stattgefunden hat. In der Literatur wird zudem 
proolematisiert, ob und wie die Strafgerichte etwas über die 
vdlzuglichen Disziplinarmaßnahmen erfahren.,. 

Das Konkunenzwrhältnis zu Straf- und Bußgeldverfah­
ren ist in den \bllzugsgesetzen einfachgesetzlich geregelt. 
Da die Konkurrenzre�ung keinen Verfassungsrang besitzt, 
muss sie mit Verfassungsrecht vereinbar sein (Lex superior 
derogatlegi inferiori. • Die höherrangige gesetzliche Regelung 
wrdrängt die niedenangige gesetzliche Regelung.). ,s 

b. Doppelbestrafoogsverbat
Niemand darf wegen derselben Tat auf gnm d der allgemeinen 
Stra�etze mehrmals bestraft werden (Art. 103Abs. 3 GG; 
Doppelbestrafungsverbot; Ne bis in idem. • Nicht zweimal 
in derselben [Sache).). Eine Funktion der allgemeinen Straf• 
gesetze ist der Schuldausgleich durch Vergeltung und Sühne 
des begangenen Unrechts." Es geht insoweit um die absolu­
ten Straf.zwecke. 

Wesentlich für Disziplinarmaßnahmen ist die Ordnungs• 
funktion. Die Funktion des Schuldausgleichs fehlt hingegen. 
Daher sind Disziplinarmaßnahmen keine echten Kriminal­
strafen. Sie stellen keine Bestrafung aufgrund der allgemei­
nen Strafgesetze dar. Das verfassungsrechtliche Verbot der 
Doppelbestrafung greift daher nicht (Art. 103 Abs. 3 GG).17 

Hiervon unabhängig ist aber die Frage, ob aufgrund einer 
bereits erfolgten Sanktion eine andere Sanktion überhaupt 
oder nur in geringerer Höhe noc h verhältnismäßig ist.• 

c. Unschuldsvermutung Im CiG und der EMRIC
Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum ge­
setzlichen Beweis ihrer Schuld als unschuldig (Art. 6 Abs. 2
der Europäischen Menschenrechtskonvention • EMRK; Un·
schuldsvermutung). Das GG enthält zwar insoweit keine aus·
drückliche Regelung. Die Unschuldsvermutung ist aber ein
Bestandteil des Rechtsstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 3, Art. 28

Abs. 1S. 1 GG) .Sie besitzt daher Verfassungsrang."
Die EMRK steht nur im Rang eines einfachen Bundesge­

setzes. JO Sie besitzt also keinen Verfassungsrang. Der Inhalt 
der Unschuldsvermutung im bundesdeutschen Recht be­
stimmt sich aber in Anlehnung an die EMRK und die Recht-
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sprechung des EID'Opäischen Gerichtshofs für Menschen­
rec hte.Jl 

Die Unschuldsvermutung gilt nicht, soweit eine staatli­
che Stelle einen hinreichend begründeten Verdacht als Vor­
aussetzung für Maßnahmen der Gef.ahrenabwehr feststellt. 12 

Eine Verdachtsfeststellung ist rechtlich etwas wesentlich an­
deres als eine Schuldfeststellung. D 

Die Unschuldsvermutung gilt für jede Person, die einer 
Straftat angel<lagt ist (Art. 6 Abs. 2 EMRK). Der Begriff der 
Anklage ist nicht im technischen Sinne der StPO zu verste­
hen. Es geht um die amtliche Mitteilung einer zuständigen 
Behörde an die Betroffenen, dass ihnen die Begehung einer 
Straftat angelastet wird.• Die Mitteilung muss keinen for• 
mellen Schuldspruch darstellen. Es kommt vielmehr auf die 
Gesamtumstände der Mitteilungan.JS 

'IA:r diesem Hintergrund greift die Unschuldsvermutung 
bereits dann, wenn die Vollzugsbehörde in Disziplinarver­
fahren den Gefangenen gerade die Begehung einer Straftat 
vorwirft (z.B. ausdrücklich eine l<öl'perverletzung nach§ 223 
Abs. 1 StGB). Die Unschuldsvermutung verbietet es dann, 
Disziplinarmaßnahmen gerade wegen der Begehung einer 
Straftat anzuordnen und gerade deshalb besonders schwer 
ausfallen zu lassen.• 

d. Ende der Unschuldsvermutung
Die Unschuldsvermutung endet mit der Rechtskraft einer
strafgerichtlichen Verurteilung. Allerdings können schon bis
zu einer erstinstanzlichen Verurteilung Monate oder Jahre
vergehen.

Man könnte nun daran denken, das Disziplinarverfah­
ren für die Dauer des Strafverfahrens auszusetzen. Nach dem 
Abschluss des Strafverfahrens wird aber in vielen Fallen die 
Anordnung oder Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen 
wegen des Beschleunigungsgebots unzulässig sein. Siehe 
hierzu E VII 4-

e. Erschütterung der Unschuldsvermutung
Die Unschuldsvermutung kann in bestimmten Fallen er­
schüttert sein. Die Erschütterung kann so weit gehen, dass
Disziplinarmaßnahmen gerade wegen des Begehens einer
Straftatnicht gegen die Unschuldsverrnutung verstoßen.

Eine erste Fallgruppe der Erschütterung liegt vor, wenn 
es bereits eine gerichtliche Verurteilung gibt, die aber noch 
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nicht rechtskräftig ist. Es hat dann zumindest ein Gericht 
entschieden, das für die Feststelhmg von Straftaten zustän­
dig ist.27 

Eine zweite Fallgruppe der Erschütterung liegt bei einem 
glaubhaften Geständnis vor.21 Das Geständnis muss ord­

nungsgemäßin einemgesetzlich 
geordneten Verfahren zustande· 

Michul Schäfersküppu 

Dozent im Fachbereich 
Strafw!lzug cler Fachhoch• 
schulefi.lr Rechtspflege 
Nordrhein-�stfalen, 
Bad Munstereifel 
mithael.schaeferskuepper@ 
fl'Y n,w.de 

gekommen sein.29 Gesetzlich
geordnete Verfahren sind be­
hördliche oder gerichtliche Ver­
fahren, deren rechtsstaatlicher 
Ablauf durch Rechtsnormen ge­
regelt ist.m Hierzu können auch 
Disziplinarverfahren gehören.31 

f. Disziplinarischer Überhang
Auch wenn die Unschuldsver·
mutung nicht erschüttert ist,
können Disziplinarmaßnahmen

unter anderen Gesichtspunkten als der Begehung einer Straf­
tat zulässig sein.32 Das ist bei einem disziplinarischen Über­
hang der Fall. Dabei lässt sich ein disziplinarisch relevantes 
Verhalten bestimmen, das unabhänf>g von einem strafrecht· 
liehen Gehalt ein Disziplinarvergehen darstellt.n Die Voll· 
zugsbehörde müsste Disziplinarmaßnahmen anordnen kön· 
nen, auch wenn das Verhalten gar nicht strafbar wäre. 
Beispiel (,,Leise rieselt der Schnee ... "): 
Bedienstete finden im Haftraum eines Gefangenen eine große 
Menge weißes Pulver. Der Gefangene schwei.gt in der Anhörung 
bis auf eine Lied:zei.levon f'.alco: .Mutter, der Mann mit dem Koks 
ist da!« Eingerichtsverwertbarer Test ergibt, dass es sich bei dem 
weißen Pulver um ein Betiiubungsmittel handelt, dessen Besitz 
unter Strafe steht. 
Das weiße Pulver stellt einen Gegenstand dar, den der Gefangene 
unerlaubt im Haftraum besessen hat. D er Gefangene hat damit 
gegen den Erlaubnisvorbehalt: für den Besitz von Gegenstiinden 
ver stoßen. Insoweit kommt es nicht darauf an, ob der Besitz des 
Gegenstandes mit Strafe bedroht ist.u Daher liegt ein disziplina· 
rischer Überhang wir. Gleiches gilt auch für die Gefährdung der 
Gesundheit anderer Gefangener durch die Weitergabe.JS 

Ein typisches Praxisproblem sind unangemessene Äu­
ßerungen von Gefangenen. So rief z.B. ein Gefangener sei­
ner Vollzugsabteilungsleiterin während des Aufschlusses 
lautstark „Drecksfotre" hinterher. Bei Disziplinarmaßnah­
men wegen solcher Äußerungen gehtes gerade nicht um die 
strafrechtlich relevante Ehrverletzung. Die Disziplinarmaß-
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v 06.04 2017 3 Ws 156/V (5t!Vdlz). j.oris Rn . 13, 0LG Hamm Besc li. v. 
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nahmen ahnden vielmehr den Verstoß gegen unerlässliche 
Verhaltensregeln für ein geordnetes Zusammenleben in der 
Anstalt.16 Es geht nicht um den strafrechtlichen, sondern um 
den disziplinarischen Unrechtsgehalt. 

g. Kritik am disziplinarischen Überhang
Die Rechtsfigur des disziplinarischen Überhangs stößt in der
Literatur auf Kritik Es wird von einer .goldenen Brücke" .,im
Hinblick auf die konkreten Alltagsfolgen" gesprochen.17 Bei

näherem Hinsehen erweise sich die gedanklicheTrennungals
schwerlich durchführbar. Es sei kaum vorstellbar, das Sozial­
widrige des Geschehens vom strafrechtlichen Unrechtskern
abzulösen und seinen Unwertgehalt unabhängig davon diszi­
plinarisch zu beurteilen.n

Der Kritik kann nicht gefolgt werden. In bestimmten 
Konstellationen ist es auch in anderen Disziplinarrechten 
erforderlich, einen disziplinarischen Überhang zu  bestim­
men.19 Hierzu gehört das Beamtenrecht. Die Justizvoll­
zugsanstalten können als untere Disziplinarbehörden für 
Disziplinarmaßnahmen gegen bestimmte Beamtengruppen 
zuständig sein. Es ist daher nicht nachvollziehbar, warum die 
gedanklichen Trennungen gerade bei Gefangenen schwerlich 
durchführbar sein sollen. 

h. Der Elefant Im Raum (de lege ferenda)
Vollzugsgesetze mit disziplinarischen Einzeltatbeständen
stellen gelegentlich ausdrücklich auf Straftaten ab. So kann 
ein Einzeltatbestand z.B. davon sprechen, dass Gefangene
(in sonstige r Weise) gegen Strafgesetre verstoßen.eo Sofern
der Ausdruck „in sonstiger Weise" verwendet wird, ist zudem
daraus zu folgern, dass auch vorherige Einzeltatbestände den
Verstoß gegen Strafgesetze enthalten.

Soweit die Vollzugsbehörde solche Einzeltatbestände he­
ranzieht, zwingt sie der einfache Gesetzgeber, den Verstoß 
gegen Strafgesetre rechtsverbindlich festzustellen. Insoweit 
liegt ein Verstoß gegen die Unschuldsvermutung sehr nahe, 
wenn nicht eine der eher seltenen Ausnahmen vorliegt. Die 
Zahl solcher Fälle ohne Ausnahme dürfte wohl Legion sein. 
Das Problem ist der .Elefant im Raum". 

Zwar mag die Vollzugsbehörde auf andere Einzeltat­
bestände oder in anderer Weise ausweichen. Das könnten 
Gerichte aber als eine rechtswidrige Umgehung der Un­
schuldsvermutung und der vollzugsgesetzlichen Regelungen 
bewerten. Es empfiehlt sich daher, diese Einzeltatbestände 
bei einer Gesetzesänderung ohne Bezug zu Strafgesetren zu 
fassen. 

6. Schwere tatsächliche und rechtliche Folgen
Disziplinarvergehen können abseits von Disziplinarmaßnah­
men zu tatsächlichen und rechtlichen Folgen für Gefangene
führen. Tatsächliche Folgen sind z.B. körperliche Verletzun·
gen. Rechtliche Folgen sind z.B. allgemeine oder besondere

36 '-'!14. BVerfC Beschl. v. 28.02.1994 2 9.iR 1567/93. juris Rn 11: .s auch BVerfG 
Beschl v. 17.07.2015 • 2 BvR 1245/15, iuris Rn 6: Bedenlcen gegen Oisziplinar· 
mallnahmenausdrildclich ..-.egen Bele�ungen (r1185 StGB) bei unzuass iger 
Verfassung sbeschV1erde 

37 Walter(2012). 309. 
38 Vgl. Walte r(2012) . 309: Groß (2012), Anm. 1; zust Alfoth 6 ICrä (2021l f) I02 

StVdlzG Rn 9: 1/errel (2015). Abschn . M Rn. 209 
39 Vgl. BVer,.C Beschl. v. 0505 2015 • 2 B 32/14. juris Rn 7 f. fil einen Beamten 

BGH Urt .v.14.08 2012 • WpSt (R) 1/12. j11lsRn. '17: BGH l:rt. v 10.03 2003 • 
Not5t (Brfg) 3/02, juris Rn. 4 und 13 für einen Notar 

40 �55Abs. 1Nr.1 H5t\/ollzG, �97 Abs. 1Nr. 3 Lj\/oUzG RP. �98 .obs. 1 5 1 Nt. 3 
j\/ohGBIL 5A 
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Sicherungsmaßnahmen.41 Die Eingriffsintensität von Siche­
rungsmaßnahmen kann der von Disziplinarmaßnahmen 
entsprechen oder diese sogar übertreffen.0 

Die tatsächlichen und rechtlichen Folgen von Diszipli­
narvergehen können so schwer sein, dass allein diese Folgen 
genügen, um die Gefangenen zu ordnungsgemäßem Verhal­
ten anzuhalten. Die Vollzugsbehörde sieht dann davon ab, 
Disziplinarmaßnamen anzuordnen (Rechtsgedanke aus § 60 
S. 1 StGB). •J Reichen die Folgen für ein völliges Absehen nicht
aus, kann eine Milderung in Betracht kommen.

Hessen besitzt eine ausdrückliche Regelung zur Berück­
sichtigung von besonderen Sicherungsmaßnahmen bei der 
Anordnung von Disziplinarmaßnahmen aus demselben An­
lass(§ 55Abs. 3 S. 2 HStVoilzG). 

VII. Auswahlermessen
1. Begriff des Auswahlermessens

Beim Auswahlermessen geht es darum, welche Disziplinar­
maßnahmen die Vollzugsbehörde für welche Dauer anordnet. 
Das umfasst auch die Auswahl einer eventuellen Verbindung 
von Disziplinarmaßnahmen. Die nachfolgenden Ausführun­
gen zum Auswahlermessen sind nicht abschließend 

2. Einhei t der DisziplinarentscheidullJ
Es gilt der Grundsatz der Einheit der Disziplinarentschei­
dung. Danach werden mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig
zu beurteilen sind, durch eine Entscheidung geahndet. 44 Im
Gegensatz zum Erwachsenenstrafrecht wird keine Art von 
Einzelstrafen gebildet.45 Es ist das relevante Verhalten als 
Ganzes zu würdigen, das ggf. aus einer Summe von Einzel­
verfehlungen besteht. Das entspricht dem Jugendstrafrecht
(§JiJGG) und dem Disziplinarrecht der Beamtinnen und Be­
amten(§ 47 Abs. 1 S. 1 BeamtStG).41. 

3. Abschließender Maßnahmenkatalog
Die Vollzugsgesetze benennen ausdrücklich die zulässigen
Disziplinarmaßnahmen. Im Umkehrschluss (argumentum
e contrario) sind alle anderen Disziplinarmaßnahmen unzu­
lässig. Die Aufzählung ist damit abschließend.47 Die Vollzugs­
behörde kann nur aus dem abschließenden Katalog auswäh­
len."' 

Die mildeste Disziplinarmaßnahme ist der Verweis. Der 
Arrest ist die schwerste Disziplinarmaßnahme. 4!I Im Übrigen 
lässt sich über den Schweregrad der Disziplinarmaßnahmen 
diskutieren. Die Reihenfolge der Aufzählung ist insoweit kei­
ne Rangfolge. 

Für einzelne Disziplinarmaßnahmen haben sich Schlag­
worte eingebürgert (z.B . .,Einkaufssperre"50

, .Freizeitsper-

41 S zur A�renzung zwischen allgemeinen und bes(Jl(jeren Sicherungsmaßnah-
men Schäferslupper (2021), ,go. 

42 Vgl ST-Ors 7/918. 81. 

43 Vgl LC Hamtur g Beschl. v. 23.08.20,3 • 6071.tlflz 161/12, iwis Rn. gg f 

44 f) 81 Abs. S S. 2 StVollzC NRW. r1 100Abs. 3 Ljl,bllzC RP. ri101 Abs 3 JVollzC8 I 
LSA: Nr. 2 w 2ll (J 106 S tvoaze 

45 Vgl. HöfBch. Schriever & Bar tmeier (2014), ,So 

46 Vgl. BVerwC Ult v. 1711.2017 2 C Z<.,/17, j,ris Rn g6_ 

47 Vgl. B/erfC Besd'i.v 12.02.2004-2 �R1709/02,Rn.11m.wN.;BVerfC 
Beschl. V. 21.02.1984 2 BvR 1242/80. juris Rn. 32. 

48 Vgl. O..C Zweblücken Bescrl. 11 20.06.2017 • 1 Ws 211/16 l.tlllz. juris Rn. 22 
mw.N. 

49 Vgl. BVerft Beseht v 28.02.1994 2 BvR 1567/93. jir is Rn. 17: B/erfC Beschl. V. 
n.02.1994 • 2 8vR 1750/93. jlJ'iS Rn. 20. 

so Z 8. BVert:; Beschl. v 24.10 2006 • 2 8vR 30/06,jurls Rn. 2 und 18; Ba-,(lbLC
Beschl 1t 06.02. 2020 203 StCl!Ws 2294/19, j,ris Rn. 3. 

re"Sl). Die Schlagworte sind praktisch zur sprachlichen Ver­
einfachung. Sie können aber rechtlich uneindeutig sein. 
Daher mögen Gerichte einen Verstoß gegen den abschließen­
den Charakter des Maßnahmenkatalogs annehmen. 52 In der 
Disziplinarentscheidung ist deshalb die genaue Bezeichnung 
aus dem gesetzlichen Maßnahmenkatalog zu verwenden. 

Zur sprachlichen Vereinf.rltung werden nachfolgend ge­
legentlich die Schlagworte verwendet. 

4- Zu lässige Disziplinannaßnahmen (Auswahl)
a. Verweis
Zu den zulässigen Disziplinarmaßnahmen gehört der Ver­
weis. 53 Es handelt sich um den disziplinarischen Tadel eines
bestimmten Verhaltens. Der Verweis ist nicht formgebun­
den. In der Praxis wird er grundsätzlich mündlich erteilt.
Die Gefangenen müssen eindeutig erkennen können, dass es
sich schon um einen Verweis Wld nicht bloß um eine Verwar­
nung handelt. Auch das getadelte Verhalten muss eindeutig
erkennbar sein.

In Hessen kann der Verweis mit der Anordnung. gemein­
nützige Arbeit zu leisten, verbunden werden(§ 55 Abs. 4 S. 3 
HStVollzG). 

b. Einkaufssperre
Der eine Teil der Vollzugsgesetze enthält die zulässige Diszi­
plinarmaßnahme, die Verfügung über das Hausgeld und den
Einkauf zu beschränken oder zu entziehen. 54 Es handelt sich
um eine einheitliche Disziplinarmaßnahme. 55 Die Vollzugs­
behörde kann diese Maßnahme nicht getrennt hinsichtlich
des Einkaufs und des Hausgelds anordnen.

Der andere Teil der Vollzugsgesetze enthält als zulässige 
Disziplinarmaßnahme nur die Beschränkung des Einkaufs.• 
Der Gesetzestext ennächtigt nicht zu Beschränkungen hin­
sichtlich des Hausgelds. Die Gefangenen können daher mit 
Ausnahme des Einkaufs weiter über das Hausgeld verfügen. 57 

Eine völlige Einkaufssperre kann z.B. bei einer Nikotin­
abhängigkeit problematisch sein. Die Einkaufssperre ist da­
her so zu bemessen, dass sie die Gefangenen nicht in sub kul­
turelle Abhängigkeiten von anderen Gefangenen treibt. 

c. Freizeitsperre
Zu den zulässigen Disziplinarmaßnahmen gehört die ge­
trennte Unterbringung während der Freizeit. 511 Die D iszipli­
narmaßnahme suspendiert das jeweilige Recht der Gefange­
nen zum Aufenthalt in Gemeinschaft. Außerdem gehört zu
den zulässigen Disziplinarmaßnahmen die Beschränkung 

oder der Entzug der Teilnahme an gemeinsamen Veranstal­
tungen. st

51 ZB. IM!rfC Bestt t v. o6.12.1gg3- 2 8vR 14943/93.jll'is Rn. 3 und 14 .  

S2 Vgl. OLC Hilffll Beschl. V. 17.09.1987 ,voHz(Ws),75/87, ;.,ns Rn 11 für .Frei· 
zeit sperre� 

S3 180Alls. 1 Nr. 1 StVdlzC NRW, ri 55Abs. 2 Nr. t HSMlllzC, f) 9 5Abs. 1 Nr. 1 
ilflollzC. r1 97 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 lJl.tlUzC fll. () 98 Abs 3 S. 1 Nr 1 Jl.tlllzCB I LSA. 

54 ß 8oAbs 1 Nr 2 StVollzC NRW.f)55 Abs. ZN{ 5 HStl.tlUzC.1}95 Abs.1 Nr. 2 
NJVollzC. f) 98 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 J\/OilzCB I LSA. 

SS Vgl BT·Ors. 7/39438. 38 f 
g; Z.B. � � Abs. 3 S 1 Nr. S UWtzC RP. 

57 Vgl. OLC Zweibtücken Beschl. v. 20.06 2017 • 1 Ws 211/16 Vollz,juris Rn 22 
mw.N. 

S8 ()80 Abs.1 Nr. 4 StVollzC NRW.() SS Abs 2 Nr. 2 HStVolzC . ll9 SAbs.1 Nr. 5 
NJVollzC. () 97 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 lJl.tllzC RP. � 98 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 )VOllzCB I LSA 

93 ß 8oAbs 1 Nr. 3 StVollzC NRW.� ss Abs. 2 J\r. 2 HStvonze. () 95 Abs. 1 Nr. 4 
NJV0ilzC. ri 97 Abs 3 S. 1 Nr. 4 LJl,bllzC RP. f) 98 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 )\tlffzCB I LSA. 
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Die Freizeitsperre erfasst nicht die Teilnahme an Gottes­
diensten und anderen religiösen Veranstaltungen.'° Die Re­
ligionsfreiheit umfasst auch die Religionsausübungsfreiheit 
und besitzt als Grundrecht ohne Gesetzesvorbehalt beson­
dere Bedeutung (Art. 4 Abs. 1 f. GG). Für einen Ausschluss 
der Gefangenen von religiösen Veranstaltungen ist daher 
die Spezialregelung aus dem Abschnitt der Vollzugsgesetze 
zur Religionsausübung heranzuziehen. Dieser Ausschluss ist 
aber keine Disziplinarmaßnahme, sondern eine Maßnahme 
der Gefahrenabwehr. 

Wie weit der Begriff der anderen religiösen Veranstal­
tungen als Gottesdienste reicht, ist umstritten.51 Unstreitig 
umfasst der Begriff aber z.B. einen Bibelkreis der Anstalts­
seelsorge. 

d. Arrest
Zu den zulässigen Disziplinarmaßnahmen gehört grundsätz­
lich der Arrest.n Es handelt sich um eine Art der Absonde­
rung von anderen Gefangenen, während derer verschiedene·
Befugnisse ruhen, soweit nichts anderes angeordnet ist. ,t Es
ist genau darauf zu achten, welche Befugnisseruhenund wel­
che gerade nicht. 54 

Die Vollzugsbehörde ist kraft Gesetzes ermächtigt, et­
was anderes als das Ruhen anzuordnen. Kraft abweichender 
Anordnung bleiben dann einzelne Befugnisse aktiv. Dies soll 
der Vollzugsbehörde eine �größere Reaktionsbeweglichkeit"'5 

ermöglichen. Die Gründe für eine abweichende Anoninung 
können z.B. medizinischer Art sein oder in einem besonderen 
Interesse der Gefangenen an bestimmten Befugnissen liegen. 

Der eine Teil der Vollzugsgesetze erwähnt die Regelung 
zu religiösen Veranstaltungen nicht bei den ruhenden Befug­
nissen." Insoweit bleiben also trotz des Arrests die gesam­
ten Teilnahmerechte bestehen. Der andere Teil der Vollzugs­
gesetze lässt ausdrücklich nur das Recht zur Teilnahme am 
Gottesdienst unberührt.51

Die letztere Lösung ist verfassungsrechtlich proble­
matisch: Die Vollzugsgesetze unterscheiden zwischen dem 
Gottesdienst und anderen religiösen Veranstaltungen.58 Mit 
der Bedeutung der Religionsfreiheit (siehe E VII 4 c) ist ein 
Verständnis nicht vereinbar, das nur den Gottesdienst, nicht 
aber andere religiöse Veranstaltungen vom Arrest unberührt 
lässt. Es empfiehlt sich daher eine abweichende Anordnung 
für andere religiöse Veranstaltungen oder eine weite verfas­
sungskonforme Auslegung des Begriffs Gottesdienst. 

Brandenburg kennt keinen Arrest mehr (§ 100 Abs. 3 S. 1 

Bbg.NollzG). Der Landesgesetzgeber hat den Arrest als eine 

60 V� OLC Hamm Beschl. v. 01.06 1999 -1 Vollz (Ws) 80/99. jurls Rn. 14 fOr eine 
Adwntsl"eler und einen B,bellaels. 

61 ExtensivOLC Hanm Beschl. v o, 06.1999 1 Vollz (Ws) 80/99. Iur15 Rn. 14; 
restriktiv OLC Koblenz Besi:hl. v. 28 09 1987-2 Vcllz (Ws) 35/87, NStZ 1988, 
47 (48 ). OLC Koblenl Beschl. V, :II) 0 31987 2 Volz(Ws) 17/87, NStZ1987 S2S 
m Anm. M,�le- Oieu 6 Sperling(1987), S2S ff. 

62 1')80AbS.1 N r. 7 StVollzC NRW. c,ss Abs. 2 Nr . 8 HStvoazc. (1 9S Abs. 1 "4' 7 

NJVollzC. c1 91 Abs. 3 S 1 Nr. 9 l)VcllzC RP. � 98Abs. 3 S ., Nr. 9 )VoNzCB I LSA. 
63 c, 82 Abs. 5 S 3 bis 5 StVollzC NRW.\ S6 Abs. 4 S . 1 bis 3 HStVollzC. c, g6 

Abs. 3NJVoffzC. c,98Abs. 4 S .  1 bis4LJVolzC RP. c, 99Abs. 4 S.1 b1s4)VolllCB 
1 LSA; vgl. BVerfC Besi:hl. V. 08.07.1993 • 2 BIIR 213/93 . .a,ris Rn. 9, Bl-Ors 
7/3998 , 40; BHlis. 7/918. 82. 

64 Vgl . OLCHamm Beschl. V. 01.06.1999. 1 Vollz (Ws) 80/99 . jurls Rn. 14. 

65 Vgl. BT-Ors 7/91a 82 . 
6 6  c,56Abs. 4 S . 3. c, 32 Abs.2 HSt\/ollzC. c,g6 Abs.3 S. 3. � 54 N)VollzC:mit 

demselbm Ergebnis. a ber anderer Konstruktloo \ 99 Abs. 4 S . s. c, 81 )VollzCB 1 
LSA. 

67 C,82Abs 5S .5StVollzCNRW. 1198Abs.4S 5LJVollzCRP. 
68 c, 41 StVcl llC NRW c, So LJ\llllzC RP. 

nicht sachgerechte „Haft in der Haft"'' angesehen. Daher 
wäre es eine rechtswidrige Umgehung des Gesetzes, wenn 
die Vollzugsbehörde versuchte, eine Art Arrest aus zulässigen 
Disziplinarmaßnahmen „zusammenzuzimmern•. 

Das Sächsische Strafvollzugsgesetz enthielt bei seinem 
Inkrafttreten im Jahr 2013 keinen Arrest. Der Landesgesetz· 
geber bewertete den Arrest als nicht mehr zeitgemäß und die 
verbleibenden Disziplinarmaßnahmen als ausreichend 10 Al­
lerdings hat Sachsen sechs Jahre später den Arrest unter dem 
Namen .disziplinarische TrennungM wieder eingeführt: Die
disziplinarische Trennung solle eine mögliche Reaktion für 
den Fall von Übeigriffen auf Bedienstete sein. Diese Übergrif­
fe hätten sich in den letzten Jahren gehäuft. 71 

5. Unzulässige Disziplinarmaßnahmen (Auswahl)
a. Einschränlcungen der Freistunde
Der Aufenthalt im Freien(Freistunde) mag zwar während der
Freizeit stattfinden. Er ist aber keine Freizeitmaßnahme. Die
Regelungen zur Freistunde stehen in den Abschnitten der
Vollzugsgesetze zur Gesundheitsfürsorge für Gefangene. Die
Freistunde gehört also systematisch zur Gesundheitsfürsor­
ge. Einschränkungen der Freistunde sind somit als Diszipli­
narmaßnahme unzulässig.

Bereits der Bundesgesetzgeber strich die Disziplinar­
maßnahme bezüglich der Freistunde (§ 106 Abs. 1 Nr. 6 

StVollzG aF.). Der Grund für die Streichung waren Empfeh­
lungen von europäischer Seite.n Einschränkungen der Freis­
tunde können aber als besondere Sicherungsmaßnahme zu­
lässig sein. 73 

b. Einschränkung von erlautten Außenaufenthalten
Soweit die Vollzugsgesetze keine ausdrückliche Regelung
enthalten, sind Einschränkungen von erlaubten Aufenthal­
tenaußerhalb der Anstalt als Disziplinarmaßnahme unzuläs­
sig (.Lockerungssperre•, .Urlaubssperrej."

Disziplinarisch relevante Sachvethalte können aber An­
lass für z.B. die Rücknahme oder den Widerruf von erlaubten 
Außenaufenthalten sein. 

Im Gegensatz zu anderen Bundesländern besitzt Hessen 
eine ausdrückliche Regelung zum Entzug oder zur Beschrän­
kung von Ausgangsstunden (§ 55 Abs. 2 Nr. 7 HStVollzG). 
Durch die Regelung soll die Vollzugsbehörde angemessen 
auf disziplinarische Verstöße von Freigängern reagieren kön­
nen.15

6. Relil<t: SpiegelL11gsgebot
Immer wieder geistert bei Disziplinarmaßnahmen das Spie­
gelungsgebot durch den Raum. Man findet es noch in Nie­
dersachsen. Danach sollen bestimmte Disziplinarmaßnah­
men nur angeordnet werden, wenn die Verfehlung mit den
betroffenen Befugnissen im Zusammenhang steht (§ 95
Abs. 4S. 1 NNollzG). Das kann z.B. der zeitweise Entzug der
zugewiesenen Arbeit bei einer arbeitsbezogenen Verfehlung 
sein(§ 95 Abs. 1 Nr. 6 NJ VollzG).,.; Ähnliches wird mit Ähnli-

69 BbgLT·Ors. 5/6437, 8g f 
70 Vgl . SäehsLT-[)s, 5/11894, 24 

71 Vgl SachsLT-Ors. 6/13475. 2. 6o und 123 . 
72 Vgl. BT [)5. 13/10245, 17 
73 Vgl. S chal'erslcilpper (2021). 2'/0 
74 Vgl.OLC Cel le Beschl. >l Q9.03 1983 • 3 Ws 53/83. NStZ 1983. 288: 0LC Hilm· 

bu rg Beschl. v. 03,n 1981 • Ws ,64/81. ZfStiVo 1982 3n, ( 312 ). Cl.C Bremen 
Besct-4. V. 03.11.1981 • Ws 163/8\ NStZ 1982, 84 . 

75 V�. H essLT Ors. 18/1396. 111. 
76 V�. OLC Karlsrute Beseht v. 1�04 2005 1Ws 9)6/04, Juris Rn. 9 



F S 3 12 0 2 3 R e c h t & R ef or m 1 7 9 

e h e FS v e r g ol t e n. O b ei n e s ol c h e S oll- V e r p fe c h t u n g 34 r ei n e n 

L e rwa e In e k t ü b e r h a u p t si n n v oll i s t, e r s c h ei n t z w ei fel h a le .
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B ei ei n e r V e r bi n d u n g v o n Di s zi pli n a r m a ß n a h m e n m u s s 

da s g e s a m t e M a ß n a h m e n p a k e t s c h ul d a n g e m e s s e n s ei n. 

zv i s p i el f ü r S im u; d erm g e m e s s e n h e i t ( ei F ch ft r s H o sc "): 

Ei n G ef a n g e n er h o ks et v er b ot e n er w eis e ü b er T a bl ett e n i n 

sei ne m H a �r a u m. B e di e nst et e is n d e n di e T a bl ett e n b ei ei n er 

H a � a u m k o ntr oll e. Si e w eis e n d e n G ef a n g e n e n a u ß er d e m r ec ht­
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ljr dr ei T a g e Arr e st u n d d e n d a m als n oc h z u .1ssi g e n E n sc u g d er 

Fr ei st u n d e a n. 

Ei n Sc hl uc k A uf g es et zt er li e gt i m u nt er st e n \ler eic h d er 

S lj w er e s k a Vg m ö gli c h er A Be o h ol v er f e hl u n g e n. Z w ar rlt di e D a u­

er d er Dis zi pli n ar m a ß n a h m e n mit dr ei T a g e n r e trti v g e rn n g. Di e 

V oll z u gs b e h ör d e h at hi er a b er di e s c h w er st e Dis zi pli n a ri a ß n a h­

m e ( Arr e st) a uc h n oc h mit ei n er r el ati v s ri w er e n Dis zi pli n ar­

m a ß n a h m e ( E n rh u g d er Fr eist u n d e) v er s fir kt. D er Di s z tili n ar­

a u s s pr u c h i st ni c ht m e hr sc h ul d a n g e m ess e n. 

9. V er h ält ni s m ä ßi g k eit
Di e S c h ul d a n g e m e s s e n h ei t r ei c h t b ei Di s zi pli n a r m a ß n a h­

m e n ni c h t a u s. Si e m ü s s e n a u c h Es Ü b ri g e n v e r h äl rni s m ä ßi g

s ei n. Di e F r a g e d e r V e r h ält n i s m ä ßi ti ei t d e r A n o r d n u n g v o n

V g l H öf lic h. Sc hri e v er & B ar t meier (2 01 4 ), 1 81 m .w .N . f ü r e in e Ar we n d un g . d :e 
_je den foll s n ich t m eh r Sc h a de n al s N u tze n ti w ir kt" . 

7 8 <, 8 0 Ab s 3 S t Vo llz G N R W . ti S S Abs . 4 S. 2 H S t Vo llz G. ,, 9 5 A bs . 3 N J füll z G. 
<, 97 A rup . S LJ V ral z G R P. ug 9 8 A b s . S J tbllz G B I L S A 

7 9 V g l. B S G Ur t. v 0 8 0 3 2 0 0 0 • 8 6 K A 6 2 / 9 8 R. jur is R n. 2 4 f f. m. w .N , L A G 
llai nz U rt. v . 2 4. 11. 2 0 0 6 • 8 S a 6 3 3 / 0 6 . j uri s R n . 47 

8 0 V gl. B Verf G B e sch l v. 0 8 .0 7 .40 9 3 2 Bv R 21 3/ 9 3 , juris R n . 11 f. 

81 V gl. B G H Ur t . v 0 4. 0 8 .fe 6 5 • 2 S t R 2 8 2 / 65, j u ris R n .1 0 f. 

8 2 V g l OI. G N ü r n ber g Be s ch l. v 17 0 9 2 0 01 • W s 9 3 1/ 01. j u n s R n . 1 6. 

8 3 V g l. B Verf G Be s c hi. v. 0 8 07 .rn 9 3 • 2 Bv R 21 3 / 9 3 . Ju ris R n . 15 f f 

8 4 B Verf G Be rw hl v 2 3 .0 4 .2 0 0 8 2 Bv R 2 14 4 / 07 , Juris R n 4 0 m .w .N .; B Ve rf G 
Be sc h l v. 2 41 0 .2 0 0 6 • 2 Bv R 3 0/ 0 6 . jur is R n . 2 5 m .w .N .: B Ve r fG Be s c hl 
v. 31 .0 2 .rn 9 4 • 2 Bv R 1 72 3/ 9 3 . j ur tz R n 12 ff m .w .N . L G Ar n sb e rg besc h l 

v. 0 4. 0 6 6 2 01 4 2 S t VI< 5 6/ 1 4. Juris R n . 1 8 f f m w .N .: L G Kl tze Be sc h l v 
1 8.10 .2 01 3 1 61 S t V I< 33/ 1 3, j uri s R n . 1 6 m .w .N „ 

Di s zi p li n a r m a ß n a h m e n i s t u n a b h ä n eg g v o n d e r F r a g e d e r 

A u s s e t z u n g v o n Di s zi pli n a r m a ß n a h m e n z u r B e w ä h r tr g. 

B ei ei ne r V e r bi n d u n g v o n Di s zi pli n a r m a ß n a h m e n m u s s 

d a s M a ß n a h m e n p a k e t ve r h äl t n i s m ä ßi g s ei n. 

Lit er at ur 

C. 

F. 

K o m me nt ar . A ufl a ge. M ü nc h e n: Verl a g H. B eg k.

V er a n st alt u n g s hi n w ei s 

F a c ht a g u n g „ D a s I nt er n et al s T at ort " 

Wi e s b a d e n, 0 5.- 0 6. O kt o b er 2 0 2 3 

Di e N ut z u n g d e s I n t er n e t s ist f ür f a s t all e M e n s c h e n s el b st­

v er st ä n dli c h g e w or d e n , i n m a n c h e n Si t u ati o n e n i st si e b ei­

n a h e u n e n t b e hrlic h . M o bil e E n d g er ät e s in d all g e g e n w ärt ig. 

Mit d e n F or m e n d er K o m m u ni k ati o n h a t si c h a u c h Kri mi n a ­

li t ät v er ä n d ert. T a t g el e g e n h e it en v e r vi elf a c h e n s ic h mi t d e n 

t e c h ni s c h e n M ö g lic h k e it e n, vi el e el e ktr o n is c h e A dr e s s e n 

g le i c hz e it ig z u k o nt a k t ier e n . Di e T a g u n g gr eif t e in br e it es 

S p e ktr u m v o n Kr im i na lit ät i m I nt er n et a u f u n d b etr a c h t et 

di e s e a u s v ers c h ie d e n e n P er s p e kti v e n. B e s o n d er s b et o n t 

w er d e n A s p e kt e, di e G e g e n st a n d a k t u ell er k r im in o lo g is c h er 

F or s c h u n g si n d. 

Kri m Z 

h t t p s :/ / w w w . krim z .d e /t a g u n g e n /f a c h t a ­

g u n g - 2 D 2 3 .h t m 1 
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